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2 1 7 . Bundesgesetz: Aufhebung des § 4 des Verstaatlichungsgesetzes.
2 1 8 . Bundesgesetz: Änderung des § 9 des Amtshaftungsgesetzes.
2 1 9 . Bundesgesetz: Änderung des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1948.
2 2 0 . Bundesgesetz: Gewährung eines Bundeszuschusses zur Förderung der Behebung von Hochwasserschäden im

Zillertal.
2 2 1 . Bundesgesetz: Abänderung des Wasserrechtsgesetzes hinsichtlich der Wasserbuchgebühren.
222. Bundesgesetz: Stickereiförderungsgesetz.
2 2 3 . Kundmachung: Berichtigung von Druckfehlern im Bundesgesetzblatt.

2 1 7 . Bundesgesetz vom 7. November
1956 über die Aufhebung des § 4 des Ver-

staatlichungsgesetzes, BGBl. Nr. 168/1946.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Der § 4 des Verstaatlichungsgesetzes, BGBl.
Nr. 168/1946, tritt mit Ablauf des 31. Dezember
1956 außer Kraft.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit gemäß dem Bundesgesetz vom 11. Juli
1956, BGBl. Nr. 134, die Zuständigkeit der Bun-
desregierung gegeben ist, die Bundesregierung,
im übrigen das Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Körner
Raab Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf

218. Bundesgesetz vom 7. November 1956,
mit dem § 9 des Amtshaftungsgesetzes ge-

ändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der letzte Satz des § 9 Abs. 2 des Amts-
haftungsgesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, wird auf-
gehoben.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Körner
Raab Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf

2 1 9 . Bundesgesetz vom 7. November 1956,
mit dem das Gerichtliche Einbringungsgesetz

1948 geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gerichtliche Einbringungsgesetz 1948,
BGBl. Nr. 109, wird in folgender Weise ge-
ändert:

1. Im § 9 Abs. 1 und 2 treten an Stelle der
Beträge von 10.000 S die Beträge von 50.000 S;

2. im § 9 Abs. 1 tritt an Stelle des Betrages
von 1.000 S der Betrag von 5.000 S.

Artikel EL

Die Bestimmungen des Artikels I sind auf Ver-
fahren nach § 9 Abs. 1 oder 2 des Gerichtlichen
Einbringungsgesetzes 1948, die vor dem Inkraft-
treten dieses Bundesgesetzes anhängig geworden
sind, nicht anzuwenden.

Artikel III.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für Justiz im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium für Finanzen
betraut.

Körner
Raab Tschadek Kamitz

2 2 0 . Bundesgesetz vom 7. November 1956,
betreffend die Gewährung eines Bundes-
zuschusses zur Forderung der Behebung von

Hochwasserschäden im Zillertal.

Der Nitionalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Um die Maßnahmen des Bundeslandes
Tirol zur Behebung der Sachschäden, welche im
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August 1956 durch eine Hochwasserkatastrophe
im Zillertal und Umgebung, das sind die am
rechten Innufer gelegenen Teile der politischen
Bezirke Schwaz, Kitzbühel, Kufstein und Inns-
bruck Land, entstanden sind, zu fördern, wird
dem Bundeslande Tirol nach Maßgabe der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes aus Bundes-
mitteln ein Bundeszuschuß von 3 Millionen Schil-
ling gewährt.

(2) Auf diesen Bundeszuschuß sind die von der
Bundesregierung an die Tiroler Landesregierung
im September 1956 überwiesenen 500.000 Schil-
ling anzurechnen.

§ 2. (1) Gegenstand der Förderung durch den
Bundeszuschuß nach § 1 ist die Behebung

a) von Schäden, die im Vermögen physischer
Personen eingetreten sind, und

b) von Schäden, deren Behebung Wassergenos-
senschaften, Weginteressentschaften oder
Weggemeinschaften zukommt.

(2) Der Bundeszuschuß darf im einzelnen Falle
nicht höher sein als der Betrag, welchen das
Bundesland Tirol aus eigenen Mitteln für den
gegenständlichen Zweck aufwendet.

§ 3. Mittel aus diesem Bundeszuschuß können
nur bis spätestens 31. Dezember 1957 zugeteilt
werden, wenn das Bundesland Tirol im einzelner.
Falle nachweist,

1. daß die betroffene physische Person durch
die in den §§ 1 und 2 bezeichneten Schäden in
ihrer Existenz gefährdet ist;

2. daß die betroffene Wassergenossenschaft,
Weginteressentschaft oder Weggemeinschaft nicht
in der Lage ist, die in den §§ 1 und 2 bezeichne-
ten Schäden aus eigenen Mitteln zu beheben;

3. daß die betroffene physische Person be-
ziehungsweise ihre Rechtsnachfolger oder die be-
troffene Wassergenossenschaft, Weginteressent-
schaft oder Weggemeinschaft ein Ansuchen um
Beihilfe mit den entsprechenden Unterlagen
spätestens am 31. Dezember 1956 beim Amte der
Tiroler Landesregierung eingebracht haben und

4. daß das Land die entsprechenden Landes-
mittel zugewiesen hat.

§ 4. Ansuchen gemäß § 3 Punkt 3 sind stempel-
frei.

§ 5. Die haushaltsmäßige Verrechnung des
Bundeszuschusses wird dem Bundesland Tirol zur
Bedingung gemacht.

§ 6. Die Überprüfung der Voraussetzungen für
die Gewährung sowie der widmungsgemäßen
Verwendung des Bundeszuschusses bleibt dem
Bund vorbehalten.

§ 7. (1) Der Bundeszuschuß ist in den Bundes-
voranschlägen 1956 und 1957 im Ausgabenkapi-
tel 5 Titel 2 unter dem neu zu eröffnenden § 2
„Bundeszuschuß zur Förderung der Behebung

von Hochwasserschäden im Zillertal" zu ver-
rechnen.

(2) Die Bedeckung für die aus diesem Gesetze
im Jahre 1956 und 1957 zu erwartenden Aus-
gaben hat durch gleich große Einsparungen bei
Ausgabenkapitel 5 Titel 2 § 1 zu erfolgen.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Körner
Raab Kamitz

221. Bundesgesetz vom 7. November 1956,
womit das Wasserrechtsgesetz hinsichtlich der

Wasserbuchgebühren abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 1.9. Oktober 1934,
BGBl. II Nr. 316, betreffend das Wasserrecht, in
der Fassung der Wasserrechtsnovelle 1947, BGBl.
Nr. 144, wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 107 wird der Abs. 5 gestrichen.

2. Im § 107 a werden in Abs. 5 die Worte
„ferner die für Eintragungen und Einsicht-
nahmen im Wasserbuch sowie für Abschriften
aus diesem oder der Urkundensammlung zu ent-
richtenden Gebühren" gestrichen.

Artikel II.

Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes ist das
Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft betraut.

Körner
Raab Thoma

222. Bundesgesetz vom 7. November 1956,
mit dem Maßnahmen zur Förderung der
Maschinenstickerei im Lande Vorarlberg ge-
troffen werden (Stickereiförderungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Zur Sicherung des Bestandes der Vor-
arlberger Stickereiwirtschaft und zu ihrer För-
derung haben die im § 7 genannten Gewerbe-
treibenden Beiträge nach Maßgabe der §§ 7 bis 9
an die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für
Vorarlberg zu entrichten.

(2) Die Einhebung und Verwaltung dieser Bei-
träge obliegt einem Verwaltungsausschuß (§ 2)
bei der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für
Vorarlberg.

(3) Das Beitragsaufkommen darf nur für
Zwecke der Unterstützung nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes und für die mit
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der Einhebung und Verwaltung der Beiträge ver-
bundenen Kosten verwendet werden.

§ 2. (1) Der Verwaltungsausschuß besteht aus
zwölf Mitgliedern, und zwar aus:

a) vier von der Fachgruppentagung der Fach-
gruppe Stickereiindustrie gewählten Mit-
gliedern dieser Fachgruppe,

b) vier von der Vollversammlung der Vor-
arlberger Innung der Sticker gewählten
Mitgliedern dieser Innung,

c) dem Leiter und seinen zwei Stellvertretern
und

d) einem Vertreter der Kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft für Vorarlberg.

(2) Der Leiter und seine beiden Stellvertreter
werden von allen in Abs. 1 unter lit. a und b
genannten acht Mitgliedern des Verwaltungsaus-
schusses unter dem Vorsitz des Vertreters der
Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Vor-
arlberg (Abs. 1 lit. c) mit drei Viertel Stimmen-
mehrheit gewählt. Ihr Amt üben sie ehrenhalber
aus. Eine Aufwandsentschädigung kann ihnen
gewährt werden.

(3) Der Leiter, seine beiden Stellvertreter und
der Vertreter der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Vorarlberg gehören dem Verwal-
tungsausschuß mit beratender Stimme an.

(4) Der Verwaltungsausschuß entscheidet unter
dem Vorsitz des Leiters oder eines seiner beiden
Stellvertreter mit zwei Drittel Stimmenmehr-
heit. Der Verwaltungsausschuß ist beschlußfähig,
wenn außer dem Leiter oder einem seiner Stell-
vertreter von den unter Abs. 1 lit. a und b ge-
nannten Mitgliedern mindestens je zwei Mit-
glieder anwesend sind.

(5) Die Funktionsdauer des Verwaltungsaus-
schusses ist durch die Funktionsdauer der nach
dem Handelskammergesetz, BGBl. N r . 182/1946,
in der jeweils geltenden Fassung gewählten Aus-
schüsse der Fachgruppe Stickereiindustrie und
der Vorarlberger Innung der Sticker begrenzt.

§ 3. Der Verwaltungsausschuß entscheidet über
die Anträge auf Gewährung einer Unterstützung
und über die Einstellung der zuerkannten Unter-
stützung (§ 10). Er setzt die Höhe der Unter-
stützung fest (§ 12).

§ 4. (1) Dem Leiter (Stellvertreter des Ver-
waltungsausschusses) obliegen:

1. die Leitung der Geschäftskanzlei und ihre
Rechnungsführung;

2. die Durchführung der Beschlüsse des Ver-
waltungsausschusses und des Kontrollausschusses;

3. die Ermittlungen über die Bezugsberech-
tigung nach § 10;

4. die Zeichnung der Bescheide im Namen des
Verwaltungsausschusses ;

5. die Auszahlung der Unterstützungen;

6. die Plombierung der Maschinen und die
Abnahme der Plomben (§ 11);

7. die Kontrolle der Mindeststichpreise;
8. die Kontrolle der Laufzeiten (Betriebszeiten)

der Stickmaschinen, falls solche gemäß § 13
Abs. 1 festgesetzt werden;

9. die Durchführung der ihm vom Verwal-
tungsausschuß sonst übertragenen Aufgaben.

(2) Den Organen des Verwaltungsausschusses
sind alle Auskünfte zu erteilen, die zur Über-
prüfung der Einhaltung der Mindeststichpreise,
der Laufzeiten der Stickmaschinen (§ 13), der
Grundlagen für die Beitragsleistung und der
Voraussetzungen nach § 10 Abs. 1 zum Bezug
einer Unterstützung notwendig sind; es ist ihnen
Einblick in den Betrieb und in die Geschäfts-
bücher zu geben.

(3) Die Organe des Verwaltungsausschusses sind
zur Verschwiegenheit über alle ihnen aus ihrer
Tätigkeit bekanntgewordenen Tatsachen ver-
pflichtet.

§ 5. Das Nähere über die Führung der Ge-
schäfte des Verwaltungsausschusses hat die Ge-
schäftsordnung zu enthalten, die der Verwal-
tungsausschuß selbst zu beschließen hat.

§ 6. (1) Die Einhebung und Verwaltung der
Beiträge und die sonstige Gebarung des Verwal-
tungsausschusses unterliegen der Kontrolle eines
Kontrollausschusses.

(2) Der Kontrollausschuß besteht aus fünf
Mitgliedern, die fachkundig sein müssen, und
zwar aus

a) zwei Vertretern der Fachgruppe Stickerei-
industrie,

b) zwei Vertretern der Vorarlberger Innung
der Sticker und

c) einem Vertreter der Kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft für Vorarlberg.

(3) Der Kontrollausschuß wird von der Voll-
versammlung der Kammer der gewerblichen
Wirtschaft für Vorarlberg mit einfacher Stim-
menmehrheit gewählt. Für seine Funktionsdauer
gilt die Bestimmung des § 2 Abs. 5.

(4) Die Mitglieder des Kontrollausschusses dür-
fen nicht gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungs-
ausschusses sein.

(5) Der Kontrollausschuß hat der Kammer der
gewerblichen Wirtschaft für Vorarlberg jährlich
über das Ergebnis seiner Überprüfung zu be-
richten.

§ 7. (1) Die Beiträge betragen:
a) für Gewerbetreibende mit einem Standort

im Lande Vorarlberg, die auf Automat-,
Pantograph- oder Handstickmaschinen
Stickereien im Lohn erzeugen, 2 % von
der Stichlohnsumme;
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b) für Gewerbetreibende mit einem Standort
im Lande Vorarlberg, die Sticklohnauf-
träge vergeben (Warenausgeber), 1 % von
der Stichlohnsumme;

c) für Gewerbetreibende mit einem Standort
im Lande Vorarlberg, die auf Automat-,
Pantograph- oder Handstickmaschinen
Stickereien auf eigene Rechnung erzeugen,
3 % von dem Betrag, der auf die Stich-
leistung (Stichlohnsumme) entfällt.

(2) H a t der Warenausgeber seinen Standort
nicht im Lande Vorarlberg, so hat der Gewerbe-
treibende mit einem Standort im Lande Vorarl-
berg, der die Stickereien im Lohn erzeugt, neben
dem Beitrag gemäß Abs. 1 lit. a, einen Beitrag
in der in Abs. 1 lit. b festgesetzten Höhe zu
entrichten.

(3) Inhaber fabriksmäßiger Betriebe, die auf
eine Unterstützung schriftlich verzichtet haben,
sind von der Beitragsleistung nach Abs. 1 lit. a
und c befreit. Ein Widerruf des Verzichtes ist
nicht zulässig. Sind solche Betriebe als Waren-
ausgeber tätig, so haben sie den Beitrag gemäß
Abs. 1 lit. b zu entrichten.

§ 8. (1) Der Landeshauptmann für Vorarlberg
kann im Verordnungswege mit Rücksicht auf
die dem Verwaltungsausschuß zur Verfügung
stehenden Mittel und die noch offenen Unter-
stützungsansprüche Ab- oder Zuschläge zu den
Beiträgen nach § 7 Abs. 1 auf bestimmte Zeit
festsetzen; bei der Festsetzung von Abschlägen
hat er auch die Konjunkturlage zu berücksich-
tigen.

(2) Durch Zuschläge dürfen die Beiträge das
doppelte Ausmaß der in § 7 Abs. 1 lit. a bis c
bestimmten Höhe nicht überschreiten. Durch
Abschläge dürfen die Beiträge nicht unter die
Hälfte der in § 7 Abs. 1 lit. a bis c bestimmten
Höhe herabsinken.

§ 9. (1) Die für Gewerbetreibende, die Sticke-
reien im Lohn erzeugen, im § 7 Abs. 1 lit. a
festgesetzten Beiträge sind vom unmittelbaren
Auftraggeber (Warenausgeber), sofern er seinen
Standort im Lande Vorarlberg hat, von der
Stichlohnsumme (Stichlohnfaktura) abzuziehen
und monatlich spätestens am 20. des auf die Aus-
stellung der Faktura folgenden Monates dem
Verwaltungsausschuß abzuführen.

(2) Die für Gewerbetreibende, die Sticklohn-
aufträge vergeben (Warenausgeber), im § 7
Abs. 1 lit. b festgesetzten Beiträge sind vom
Warenausgeber, sofern er seinen Standort im
Lande Vorarlberg hat, nach Maßgabe der Be-
stimmungen des Abs. 1 abzuführen.

(3) Die für Gewerbetreibende, die Stickereien
auf eigene Rechnung erzeugen, im § 7 Abs. 1
lit. c festgesetzten Beiträge sind vom Erzeuger
selbst monatlich spätestens am 20. des auf die
Ausstellung der Faktura folgenden Monates dem

Verwaltungsausschuß abzuführen; in gleicher
Weise hat der Erzeuger auch die im § 7 Abs. 2
festgesetzten Beiträge abzuführen, wenn es sich
um Lohnaufträge von Warenausgebern handelt,
die ihren Standort nicht im Lande Vorarlberg
haben.

(4) Die zur Beitragsleistung verpflichteten Ge-
werbetreibenden haften zur ungeteilten Hand
für die Abfuhr der Beiträge.

(5) Beiträge, die nicht rechtzeitig abgeführt
werden, hat der Verwaltungsausschuß zuzüglich
eines Säumniszuschlages in der Höhe von 7 %
der geschuldeten Beiträge zur Zahlung binnen
14 Tagen mit Bescheid vorzuschreiben.

§ 10. (1) Der Verwaltungsausschuß hat aus dem
Beitragsaufkommen nach Maßgabe der Bestim-
mungen der §§ 14 und 15 eine fortlaufende nicht
rückzahlbare finanzielle Unterstützung zu ge-
währen, wenn der Unterstützungswerber

1. die Maschinenstickerei auf Automat-, Pan-
tograph- oder Handstickmaschinen vor der erst-
maligen Antragstellung um Zuerkennung einer
Unterstützung mindestens ein halbes Jahr ohne
eine zwei Wochen überschreitende Unter-
brechung selbständig betrieben hat;

2. keine mit Rücksicht auf die von ihm ver-
wendeten Maschinen und deren Zustand zumut-
baren Stickaufträge zu den nach § 13 fest-
gesetzten Mindeststichpreisen erhalten kann;

3. nicht auf eine Unterstützung verzichtet hat
(§ 7 Abs. 3);

4. seine Beitragspflicht voll erfüllt hat und
5. die nach § 13 festgesetzten Mindeststich-

preise und, sofern auch Laufzeiten (Betriebs-
zeiten) für Stickmaschinen festgesetzt sind, auch
diese eingehalten hat.

(2) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann
der Verwaltungsausschuß in besonders berück-
sichtigungswürdigen Fällen eine Unterstützung
auch dann gewähren, wenn die Voraussetzung
gemäß Abs. 1 Z. 1 und 5 nicht oder nicht voll
gegeben ist.

(3) Die Unterstützung ist nicht zu gewähren:
bei Maschinenstillstand infolge Krankheit, Un-
fall, Militärdienstzeit, Streik, Personalmangel,
bei Maschinenreparaturen, bei Verkauf der Stick-
maschine und in den Fällen, in denen der Unter-
stützungswerber zu einer anderen Beschäftigung
übergegangen ist. Die Unterstützung ist ferner
nicht zu gewähren, wenn sich der Unterstüt-
zungswerber weigert, die Stickmaschine plom-
bieren zu lassen (§ 11).

(4) Eine bereits gewährte Unterstützung ist
einzustellen, wenn die Voraussetzungen, die für
ihre Gewährung erforderlich waren, nicht mehr
vorliegen.

§ 11. (1) Der Leiter des Verwaltungsausschusses
hat die Plombierung der stillzulegenden Stick-
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maschine, bezüglich der die Unterstützung be-
antragt wird, binnen 48 Stunden nach Einlangen
des Unterstützungsantrages sowie die Abnahme
der Plombe im Zeitpunkt der Beendigung der
Unterstützung zu veranlassen (§ 4 Abs. 1 Z. 6).

(2) Im Falle der Gewährung der Unterstützung
beginnt die Bezugsdauer mit dem der Plombie-
rung (Abs. 1) folgenden Tag.

§ 12. Die Höhe der Unterstützung richtet sich
nach den vorhandenen Mitteln, hat jedoch min-
destens 2 0 % des Mindeststundensatzes zu be-
tragen, der sich aus den Mindeststichpreisen
(§ 13) für den 12/4-Maschinen-Rapport bei einer
Maschinenlaufzeit von 48 Wochenstunden ergibt.
Die Unterstützung ist für jede stillstehende
Maschine zu gewähren und für Automat-, Pan-
tograph- und Handstickmaschinen getrennt fest-
zusetzen.

§ 13. (1) Der Landeshauptmann für Vorarl-
berg hat unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2
mit Verordnung unter Bedachtnahme auf die
einschlägige Preisentwicklung auf dem Welt-
markt, die Konjunkturlage, die allgemeine
Marktlage, die vorhandenen Aufträge und die
die Maschinenstickerei sonst berührenden wirt-
schaftlichen Vorgänge die Mindeststichpreise
(§ 10 Abs. 1 Z. 5) und erforderlichenfalls auch
bestimmte Laufzeiten (Betriebszeiten) für die
Stickmaschinen (§ 10 Abs. 1 Z. 5) festzusetzen.

(2) Als Mindeststichpreise für Handmaschinen-
sticker gelten die gemäß § 34 des Heimarbeits-
gesetzes, BGBl. Nr . 66/1954, festgesetzten Ent-
gelte.

§ 14. (1) Über Anträge um Zuerkennung einer
Unterstützung und über die Einstellung einer
Unterstützung hat der Verwaltungsausschuß mit
Bescheid abzusprechen.

(2) Die Anträge sind in der Reihenfolge ihres
Einlangens zu erledigen.

(3) Der Bescheid hat die Höhe der Unter-
stützung sowie die bewilligte Bezugsdauer zu
enthalten.

§ 15. (1) Für das Verfahren vor dem Verwal-
tungsausschuß gelten die Bestimmungen des All-
gemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1950.

(2) Gegen Bescheide des Verwaltungsausschusses
ist die Berufung an den Landeshauptmann für
Vorarlberg zulässig. Eine weitere Berufung ist
nicht zulässig.

(3) Bescheide nach § 9 Abs. 5 sind nach dem
Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950 zu voll-
strecken.

§ 16. Wer den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat
nicht nach anderen Rechtsvorschriften gericht-
lich zu ahnden ist, eine Verwaltungsübertretung
und ist hiefür mit Geld bis zu 30.000 S oder
mit Arrest bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

§ 17. Die bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes von den Mitgliedern der
Fachgruppe Stickereiindustrie und der Vorarl-
berger Innung der Sticker an die Stickereitreu-
handstelle in Dornbirn für Unterstützungs-
zwecke zur treuhändigen Verwaltung eingezahl-
ten Beträge gehen im Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Bundesgesetzes in das Eigentum
der Kammer der gewerblichen Wirtschaft für
Vorarlberg über und sind für die im § 1 Abs. 3
bezeichneten Zwecke nach Maßgabe dieses Bun-
desgesetzes zu verwenden.

§ 18. Für Handmaschinensticker bleiben die
Bestimmungen des Heimarbeitsgesetzes, BGBl.
Nr. 66/1954 über die Entgelt(Mindeststich-
preis)festsetzung und die Entgeltkontrolle, ins-
besondere die Bestimmungen des § 29 Abs. 1
und der §§ 51 bis 54, unberührt.

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt drei Monate
nach dem Tage der Kundmachung in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für. Handel und Wie-
deraufbau, hinsichtlich des § 13 Abs. 2 und des
§ 18 im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung, betraut.

Körner
Raab Bock Proksch

223. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 8. November 1956, betreffend die
Berichtigung von Druckfehlern im Bundes-

gesetzblatt.

Auf Grund des § 2 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 7. Dezember 1920, BGBl. Nr. 33, über das
Bundesgesetzblatt wird kundgemacht:

1. Die Verordnung der Bundesregierung vom
29; März 1955, BGBl. Nr. 133, betreffend die
Gebühren bei Dienstreisen, Dienstverrichtungen
im Dienstort, Dienstzuteilungen und Ver-
setzungen (Reisegebührenvorschrift 1955), ist
wie folgt zu berichtigen:

Im § 34 Abs. 7 hat es statt „Abs. 2" richtig
„Abs. 3" zu lauten.

2. Das Bundesverfassungsgesetz vom 18. Juli
1956, BGBl. Nr. 155, womit Gruppen ehemaliger
Nationalsozialisten in Ansehung der Strafe des
Vermögensverfalls amnestiert werden (Ver-
mögensverfallsamnestie), ist wie folgt zu be-
richtigen:

Im § 5 Z. 6 hat es statt „(§ 3 Abs. 1 lit. d des
Allgemeinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 39)" richtig „(§ 33 Abs. 1 lit. d des Allge-
meinen Grundbuchsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 39)"
zu lauten.

Raab
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